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Antrag 

der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier, Martin Böhm, Dieter Arnold und 
Fraktion (AfD) 

Beitragszahlungen an die Vereinten Nationen auf die Pflichtbeiträge begrenzen 
und „freiwillige Leistungen“ erheblich reduzieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 

─ Deutschland zum regulären Haushalt der Vereinten Nationen ab sofort nur noch 
den jeweils von der UN-Generalversammlung festgelegten Pflichtbeitrag (aktuell: 
5,69 Prozent) beisteuert, 

─ Deutschland seine „freiwilligen Leistungen“ z. B. für Welternährungsprogramm, 
UNICEF, UNHCR (UNHCR = United Nations High Commissioner for Refugees), 
UNRWA (UNRWA = United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refu-
gees), UNFPA (UNFPA = United Nations Population Fund) sowie diverse Fonds 
und Projekte mindestens um die Hälfte der aktuell gezahlten Beträge reduziert. 

 

 

Begründung: 

Die aktuelle Verweigerung eines Sitzes im UN-Sicherheitsrat ist nicht nur eine Blamage 
für die derzeitige Bundesregierung, sondern spiegelt auch den Ansehensverlust 
Deutschlands in der globalen Staatengemeinschaft wider. Willkommen scheint unser 
Land in der UN nur noch als einer der vier größten Beitragszahler zu sein. Die deut-
schen Geldflüsse an die Vereinten Nationen könnten durchaus als Hebel dienen, sich 
dort wieder Respekt zu verschaffen. So hat Hessens Staatsminister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales und Entbürokratisierung Manfred Pentz (CDU) 
zutreffend geäußert: „Wenn wir künftig dort nicht den Einfluss haben, der uns zusteht, 
stellt sich die Frage: Warum sollten wir dann weiterhin so viel Geld in die UN investie-
ren?“ 

Neben der Frage der internationalen Beziehungen gebietet es auch die prekäre Haus-
haltslage unseres Landes, millionenschwere Leistungen an das Ausland und internati-
onale Organisationen auf den Prüfstand zu stellen. Gerade hier darf es keine Tabus 
geben, während unsere Bürger mit den weltweit nahezu höchsten Steuern, Abgaben 
und Energiepreisen belastet werden und die Reihe der Zumutungen kein Ende zu neh-
men scheint. Dies legen jedenfalls die aktuellen Debatten und geplanten „Reformen“ 
nahe. Eine beherzte Reduzierung der freiwilligen Leistungen an die zahlreichen Pro-
gramme, Fonds und Projekte der UN könnte Einsparungen im mindestens dreistelligen 
Millionenbereich bringen und damit einen Baustein zur dringend erforderlichen Haus-
haltskonsolidierung beitragen, zumal diesen Zahlungen kein sicht- oder messbarer Nut-
zen für deutsche Interessen gegenübersteht. 
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